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Einleitung

Mit  dem  am  6.8.2016  in  Kraft  getretenen  Integrationsgesetz  ist  auch  die  sogenannte

Ausbildungsduldung  neu  geregelt  worden.  Diese  produziert  nach  wie  vor  viele  Fragen  und

Missverständnisse  ganz  grundlegender  Art.  Folgende Ausführungen sind der  Versuch,  einige

davon zu beseitigen. Sie beinhalten daneben Tipps und Hinweise für die (Beratungs-)Praxis. Die

Angabe von Paragraphen an vielen Stellen soll ein Nachlesen im Gesetz ermöglichen.

Die Duldung

Zunächst  zum Begriff  der  Duldung:  Duldung  bedeutet  die  „vorübergehende Aussetzung  der

Abschiebung“  (§ 60a AufenthG).  Schon die  Begrifflichkeit  zeigt,  dass  es  sich nicht  um einen

Aufenthaltstitel handelt. Der Staat „duldet“ die Betroffenen eben nur weiter im Bundesgebiet:

Entweder deshalb, weil ihre Abschiebung derzeit aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen

unmöglich ist. Oder der Staat verzichtet aus sonstigen Gründen (vorläufig) auf die Durchsetzung

der Ausreisepflicht mit Zwangsmitteln, also die Abschiebung. Um einen solchen Fall handelt es

sich  bei  der  Ausbildungsduldung,  die  im  Ergebnis  dazu  führen  kann,  dass  die

Abschiebungsgefahr endgültig gebannt wird. Allerdings liegen die Hürden für den Erhalt einer

Ausbildungsduldung  durchaus  hoch.  Vorab  aber  ein  paar  Bemerkungen  zu  typischen

Missverständnissen im Zusammenhang mit der Ausbildungsduldung.

Typische Missverständnisse

Die  Ausbildungsduldung  wird  schlagwortartig  –  und  leider  auch  irreführend  –  als  „3+2-

Regelung"  bezeichnet.  Die  Zahl  „3"  bezieht  sich  dabei  auf  die  Ausbildungsdauer,  die  der

Gesetzgeber offenbar als typisch unterstellt. Es gibt aber auch Ausbildungen, die kürzer oder

länger  dauern.  Wird  die  Ausbildung  erfolgreich  abgeschlossen,  besteht  unter  bestimmten

weiteren  Bedingungen  ein  Anspruch  auf  Erteilung  einer  Aufenthaltserlaubnis  zur  Ausübung

einer der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung nach § 18a Abs. 1a AufenthG.

Diese wird beim ersten Mal für zwei Jahre erteilt; hier rührt die Zahl „2" her. Die Formel „3+2"

ist allerdings gleich in mehrerlei Hinsicht missverständlich. Die Zahl „3" verschleiert zunächst,

dass auch eine zwei, vier oder noch mehr Jahre dauernde Ausbildung den Anspruch auf die

Duldung auslösen kann. Weiter ist die Zahl „2" auch nicht in dem Sinne zu verstehen, dass die

Aufenthaltserlaubnis nach erfolgreich abgeschlossener Ausbildung nur einmalig für zwei Jahre

erteilt wird. Natürlich wird die Aufenthaltserlaubnis nach Ablauf der zweijährigen Geltungsdauer

grundsätzlich  verlängert,  wenn  weiter  ein  Beschäftigungsverhältnis  besteht  (§  8  Abs.  1

AufenthG).  Die  verlängerte  Aufenthaltserlaubnis  gewährt  dann  regelmäßig  sogar

umfangreichere Rechte als die erstmals erteilte (§ 18a Abs. 2 Satz 3 AufenthG). Richtigerweise

müsste die Formel also „2 (oder mehr)+2+x" lauten.
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Die  Ausbildungsduldung  beinhaltet  das  Wort  „Duldung".  Daran  sieht  man,  dass  es  um

Personen geht, deren Asylantrag abgelehnt wurde und die vollziehbar ausreisepflichtig sind.

Nur sie dürften grundsätzlich abgeschoben werden und nur bei ihnen stellt sich die Frage nach

einer Aussetzung der Abschiebung, also einer Duldung. Im Zusammenhang mit Personen, die

sich  noch  im  Status  der  Aufenthaltsgestattung  befinden,  ist  der  Begriff  der

Ausbildungsduldung dagegen fehl am Platz. Wer gestattet ist, darf nicht abgeschoben, muss

und kann also nicht geduldet werden. Man kann nicht gleichzeitig geduldet und gestattet sein.

Lehnt  das  Bundesamt  einen  Asylantrag  zum  Beispiel  als  „einfach  –  also  nicht  als

„offensichtlich“  –  unbegründet  ab  und wird  gegen den ablehnenden Bescheid  fristgerecht

Klage erhoben, ist der Aufenthalt bis zum rechtskräftigen Abschluss des Gerichtsverfahrens

weiterhin gestattet (§ 67 Abs. 1 Nr. 6 AsylG). Das liegt an der sogenannten aufschiebenden

Wirkung, die die Klage in dieser Fallkonstellation hat. Solange das Klageverfahren läuft, ist eine

„Ausbildungsduldung“ hier also weder nötig noch möglich.

Wer  im  Status  der  Aufenthaltsgestattung  eine  Beschäftigung  in  Form  einer  Ausbildung

aufnehmen möchte,  benötigt  "nur"  eine  Beschäftigungserlaubnis.  Deren  Erteilung  liegt  im

Ermessen der (unteren) Ausländerbehörden (§ 61 Abs. 2 AsylG). Es besteht also kein Anspruch

auf die Beschäftigungserlaubnis. Freilich müssen sachliche Gründe angegeben werden, wenn

die  beantragte  Beschäftigungserlaubnis  versagt  werden  soll.  Ein  nicht  von  vorneherein

unzulässiges Argument besteht darin, dass eine Aufenthaltsverfestigung verhindert werden

soll.  Das  Asylverfahren  –  so  der  Hintergrund  –  bezweckt  nicht  die  Aufnahme  einer

Beschäftigung, sondern dient der Prüfung eines möglichen Anspruchs auf Schutz vor Gefahren

im  Herkunftsland.  In   einem  Schreiben  vom  1.11.2016 geht  das  Bundesinnenministerium

allerdings  davon  aus,  dass  die  Beschäftigungserlaubnis  für  die  Ausübung  einer  Ausbildung

während  des  Asylverfahrens  nicht  mit  der  Begründung  verweigert  werden  solle,  dass  sie

perspektivisch  –  nämlich  nach  vollziehbarer  Ablehnung  des  Asylantrags  –  in  eine

Ausbildungsduldung überführt werden könne. Die drohende Aufenthaltsverfestigung als Folge

einer Ausbildung scheint also nach Auffassung des Bundesinnenministeriums kein zulässiges

Ermessenskriterium zu sein.

Die  Unterscheidung  zwischen  Ausbildungsaufnahme/Ausbildungsfortsetzung  im  Status  der

Aufenthaltsgestattung  einerseits  und  nach  ihrem  Erlöschen  andererseits  ist  wichtig,  weil

unterschiedliche  Regeln  gelten.  So  ist  man  im  Status  der  Aufenthaltsgestattung  nicht

verpflichtet,  sich  zwecks  Passbeschaffung/Identitätsklärung  an  die  Botschaft  seines

Herkunftslandes, also die Vertretung des potenziellen Verfolgers, zu wenden. Das ändert sich

grundsätzlich  in  dem  Moment,  in  dem  die  Aufenthaltsgestattung  erlischt.  Nun  besteht

grundsätzlich die Pflicht, an der Passbeschaffung/Identitätsklärung mitzuwirken. Kommt man

ihr nicht nach, droht der Ausschluss von der Ausbildungsduldung und der Abbruch der im

Status der Aufenthaltsgestattung aufgenommenen Ausbildung. Gerade die Beschaffung von

Identitätspapieren  stellt  sich  in  der  Praxis  oft  als  schwierig  heraus.  Das  Bemühen um die

Erfüllung der  Mitwirkungspflichten sollte zu Nachweiszwecken deshalb stets lückenlos und

schlüssig dokumentiert werden.

Die Unterscheidung „während und nach der Aufenthaltsgestattung" ist in Baden-Württemberg

auch  für  die  Behördenzuständigkeit  bedeutsam.  Besteht  noch  eine  Aufenthaltsgestattung,

entscheidet über die erforderliche Beschäftigungserlaubnis die untere Ausländerbehörde, also

das Landratsamt bzw. die Stadtverwaltung. Besteht keine Aufenthaltsgestattung (mehr), stellt

sich die Frage nach einer Duldung des Betroffenen. Die Entscheidung, ob wegen der Aufnahme

oder  Fortsetzung  einer  Ausbildung,  eine  Duldung  zu  erteilen  ist,  trifft   bei  uns  in  Baden-



Württemberg  landesweit  das  Regierungspräsidium Karlsruhe in  seiner  Funktion als  höhere

Ausländerbehörde (§§ 1 Abs. 2 Nr. 2, 8 Abs. 3 Nr. 1 AAZuVO). (Erst) an dieser Stelle kommt es

also  darauf  an,  ob  die  Voraussetzungen  für  eine  Ausbildungsduldung  erfüllt  sind.  Zur

Gewährleistung einer einheitlicheren und verlässlicheren Handhabung dieser Voraussetzungen

durch die Behörden hat  das Bundesinnenministerium Anwendungshinweise erlassen. Es ist

davon auszugehen, dass sich die Ausländerbehörden in der Praxis hieran orientieren werden,

weshalb sie diesem Text auszugsweise beigefügt sind (Anlage). Stets sollte man aber im Kopf

haben, dass die Anwendungshinweise kein Gesetz, sondern nur eine „Empfehlung" und damit

nicht zwingend das „letzte Wort" sind. Zu vielen dort angesprochenen Fragen wird auch eine

andere Sichtweise rechtlich vertretbar sein. Es ist deshalb zulässig und auch empfehlenswert,

in  Zweifelsfällen  vor  dem  zuständigen  Verwaltungsgericht  zu  klagen,  falls  das

Regierungspräsidium  Karlsruhe  die  Erteilung  der  Ausbildungsduldung  ablehnt.  Einige

(mögliche)  Zweifelsfragen  werden  aber  hoffentlich  bereits  durch  die  nun  folgenden

Darstellungen zur Ausbildungsduldung geklärt.

Voraussetzungen für eine „Ausbildungsduldung“

Die Ausbildungsduldung ist in § 60a Abs. 2 Satz 4 ff. AufenthG geregelt. Wichtig ist zunächst,

dass  nicht  jede,  sondern  nur  eine  qualifizierte  Ausbildung  einen  Duldungsanspruch

herbeiführt. Qualifiziert heißt dabei, dass die regelmäßige Ausbildungsdauer mindestens zwei

Jahre betragen muss (§ 6 Abs. 1 Satz 2 BeschV). Hierzu muss ein Blick in die für die konkrete

Ausbildung  geltende  Ausbildungs-  und  Prüfungsordnung  geworfen  werden;  die  im

Ausbildungsvertrag geregelte Ausbildungsdauer ist nicht entscheidend. Keinen Anspruch auf

eine Duldung vermittelt die Ausbildung zum Alten- oder Krankenpflege-HELFER. Für sie beträgt

die  regelmäßige  Ausbildungszeit  nach  dem  einschlägigen  Ausbildungsrecht  „nur"  ein  Jahr.

Auch  Einstiegsqualifizierungen  bieten  nach  Ablehnung  des  Asylantrags  keinen  sicheren

Abschiebungsschutz. Bei ihnen handelt es sich noch nicht um eine Ausbildung, sondern erst

um eine auf die Ausbildung vorbereitende Maßnahme.

Sowohl  bei  nicht  qualifizierten  Ausbildungen  als  auch  bei  ausbildungsvorbereitenden

Maßnahmen kommt eine Duldung aus sonstigen persönlichen Gründen in Frage (§ 60a Abs. 2

Satz  3 AufenthG).  Ihre Erteilung steht – anders als die Erteilung der Ausbildungsduldung –

allerdings im Ermessen des Regierungspräsidiums Karlsruhe (= höhere Ausländerbehörde) und

setzt  einen  entsprechenden  politischen  Willen  voraus.  In  seinen  Anwendungshinweisen

„empfiehlt" das Bundesinnenministerium jedenfalls bei Einstiegsqualifizierungen die Erteilung

der Duldung, wenn bereits ein verbindlicher und in die Lehrlingsrolle eingetragener Vertrag

über eine qualifizierte Ausbildung vorliegt und keine Ausschlussgründe vorliegen.

Das  Gesetz  spricht  ganz  allgemein  von  beruflicher  Ausbildung.  Es  kommen  also  nicht  nur

klassische  betriebliche  „duale“  Ausbildungen,  sondern  auch  alle  anderen,  etwa

(voll-)schulische Ausbildungen in Betracht, die auf einen staatlich anerkannten Berufsabschluss

hinführen.  Auch Ausbildungen,  die  im ersten Jahr  ausschließlich an einer Berufsfachschule

absolviert  werden,  fallen  richtigerweise  unter  die  Regelung.  Zu  den  qualifizierten

Ausbildungen  können  nach  den  allgemeinen  Anwendungshinweisen  des

Bundesinnenministeriums auch duale Studiengänge zählen, die in einen staatlich anerkannten

Berufsabschluss  münden.  Für  Studierende  anderer  Studiengänge  kommt  nur  eine

Ermessensduldung (§ 60 Abs. 2 Satz 3 AufenthG) in Betracht.

https://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__6.html


Die Präsensformulierung in § 60 Abs. 2 Satz 4 AufenthG („Ausbildung ... aufnimmt“) zeigt, dass

auch  eine  bevorstehende  Ausbildung  einen  Duldungsgrund  darstellen  kann.  Der

Duldungsgrund setzt  also nicht  voraus,  dass  sich der  Azubi  am Ausbildungsplatz  einfindet,

sondern  kann  bereits  mit  Abschluss  des  Ausbildungsvertrags  eingreifen.  Noch  nicht

abschließend  geklärt  ist  allerdings,  wie  groß  der  Zeitraum  zwischen  Vertragsschluss  und

Ausbildungsbeginn  sein  darf,  um  noch  von  einer  „Aufnahme"  der  Ausbildung  bereits  mit

Vertragsschluss  sprechen  zu  können.  Das  Verwaltungsgericht  Freiburg  beispielsweise  hat

einen Zeitraum von sechs Monaten als  zu lang angesehen (Beschluss v.  2.2.2017,  Az.:  4  K

303/17). Häufig beginnen Ausbildungen allerdings nur einmal jährlich, so dass es letztlich vom

Zufall  abhängt,  ob die Ausreisepflicht zu einem Zeitpunkt entsteht, zu dem Vertragsschluss

und Ausbildungsbeginn zeitlich nah genug beieinander liegen, um bereits von einer Aufnahme

der Ausbildung ausgehen zu können.  Vermeiden lässt  sich diese „Lotterie“,  indem für den

Übergangszeitraum eine Ermessensduldung erteilt wird, wenn alle übrigen Voraussetzungen

einer  Ausbildungsduldung  vorliegen.  Hierauf  weisen  die  Allgemeinen Anwendungshinweise

des Bundesinnenministeriums ausdrücklich hin.

Der  von  beiden  Seiten  unterschriebene  Ausbildungsvertrag  sollte  unter  gleichzeitiger

Beantragung  der  Duldung/Beschäftigungserlaubnis  unverzüglich  der  Ausländerbehörde

vorgelegt  werden,  damit  diese  nicht  –  in  Unkenntnis  des  Ausbildungsvertrags  –

aufenthaltsbeendende Maßnahmen einleitet.  Aufenthaltsbeendende Maßnahmen sind zum

Beispiel  die  Terminierung  der  Abschiebung  oder  der  Erlass  einer  vollziehbaren

Abschiebungsanordnung in sogenannten „Dublin-Fällen“. Teilweise wird auch die Beantragung

von  Passersatzpapieren  durch  die  Ausländerbehörde  als  ausreichend  angesehen.  Erfolgen

solche Maßnahmen – von denen der Geflüchtete ja häufig nichts erfährt –, bevor die Duldung

beantragt  ist,  besteht  kein  Anspruch  auf  die  Ausbildungsduldung.  In  Extremfällen  können

deshalb  wenige  Tage  über  „Bleibeberechtigung“  oder  Abschiebung  entscheiden.  Der

Ausbildungsvertrag  muss  zusätzlich  auch  der  zuständigen Handwerkskammer oder  IHK zur

Prüfung und Eintragung in die "Lehrlingsrolle" vorgelegt werden. Dem Duldungsantrag sollte

eine  Bestätigung  über  die  Eintragung  bzw.  Einreichung  des  Ausbildungsvertrags  bei  der

Kammer  beigefügt  bzw.  nachgereicht  werden.  Bei  schulischen  Ausbildungen  muss  der

Ausländerbehörde der Vertrag und/oder  die Aufnahmezusage  seitens  der Schule  vorgelegt

werden.

Zwingend ausgeschlossen ist eine Ausbildungsduldung darüber hinaus in folgenden Fällen:

• Verurteilung wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat, wobei

Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen bzw. 90 Tagessätzen bei Straftaten

nach dem Asyl- oder Aufenthaltsgesetz (z.B. illegale Einreise) außer Betracht bleiben.

• Die  Einreise  nach  Deutschland  erfolgte  (nur),  um  Leistungen  nach  dem

Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen.

• Aufenthaltsbeendende  Maßnahmen  können  (allein)  aus  Gründen  nicht  vollzogen

werden, die der Geflüchtete selbst zu vertreten hat. „Klassiker“ hier ist die vorwerfbar

unterlassene  Mitwirkung  bei  der  Passbeschaffung/Identitätsklärung,  zu  der

aufgefordert  wurde.  Dieser  Ausschlussgrund  spielt  in  der  Praxis  eine  große  Rolle.

Bemüht  sich  der  Geflüchtete  nicht  nachweisbar  um  die  Beseitigung  des

Ausreisehindernisses, riskiert er den Anspruch auf die Ausbildungsduldung. Allerdings

greift  der Ausschlussgrund nur,  wenn das (vermeintliche)  „Fehlverhalten“ (alleinige)

Ursache für die Undurchführbarkeit der Abschiebung ist. Würde die Abschiebung auch



scheitern,  wenn  der  Geflüchtete  täte,  was  von  ihm  erwartet  wird  –  z.B.  der  Pass

vorgelegt wird –, fehlt es an dieser Kausalität.  

Eine einmal erteilte Ausbildungsduldung erlischt, wenn die Ausbildung nicht betrieben oder

abgebrochen  wird  (§  60a  Abs.  2  Satz  9  AufenthG).  Das  erstmalige  Nichtbestehen  der

Abschlussprüfung ist kein Abbruch in diesem Sinne (§ 21 Abs. 3 BBiG). Der Ausbildungsbetrieb

ist  verpflichtet,  die  Ausländerbehörde  über  einen Abbruch unverzüglich,  d.h.  in  der  Regel

innerhalb einer  Woche zu informieren (§ 60a Abs.  2 Satz  7 AufenthG).  Dem (ehemaligen)

Auszubildenden  wird  aber  noch  eine  Chance  gegeben:  Trotz  des  Abbruchs  „wird“  (=

Anspruch!) ihm nämlich einmalig eine Duldung für sechs Monate erteilt, damit er sich eine

andere Ausbildungsstelle suchen kann. Auch hier muss es sich wieder um eine qualifizierte

Ausbildung handeln.

Eine  Ausbildung  ist  regelmäßig  eine  Beschäftigung.  Viele  Gerichte  und  Behörden  stehen

deshalb  auf  dem  Standpunkt,  neben  der  Duldung  bedürfe  es  zusätzlich  einer

Beschäftigungserlaubnis,  über die vor Erteilung der Duldung zu entscheiden sei.  Folgt man

dieser  Auffassung,  stünde  die  Erteilung  der  Beschäftigungserlaubnis  eigentlich  im  (freien)

Ermessen der Ausländerbehörde. Sind aber alle Voraussetzungen für die Duldungserteilung

erfüllt  und  liegen  keine  Ausschlussgründe  vor,  muss  regelmäßig  auch  die

Beschäftigungserlaubnis erteilt werden. Ansonsten würde der Anspruch auf die Duldung ins

Leere laufen.

Speziell: Personen aus sicheren Herkunftsstaaten

Für Personen aus sicheren Herkunftsstaaten (derzeit Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kosovo,

Ghana,  Mazedonien,  Montenegro,  Senegal,  Serbien)  macht  das  Gesetz  eine weitreichende

Einschränkung.  Ihnen  darf  keine  Ausbildungsduldung  erteilt  werden,  wenn  erstens  der

Asylantrag nach dem 31.8.2015 gestellt wurde und zweitens der Asylantrag abgelehnt wurde.

Daraus folgt umgekehrt: Eine Ausbildungsduldung ist zu erteilen, wenn

• der Asylantrag vor dem 1.9.2015 gestellt wurde, auch wenn dieser abgelehnt wurde

oder

• der Asylantrag zwar nach dem 31.8.2015 gestellt wurde, über ihn aber nicht sachlich

entschieden  wurde,  z.B.  weil  der  Asylantrag  vor  einer  Entscheidung  des  BAMF

zurückgenommen oder das Asylverfahren aus anderen Gründen eingestellt wurde. Die

Rücknahme  des  Asylantrags  sollte  dabei  nur  in  Absprache  mit  einem

asylrechtskundigen  Rechtsanwalt  erfolgen.  Die  Rücknahme  führt  nämlich  zum

Erlöschen der Aufenthaltsgestattung und der Geflüchtete wird ausreisepflichtig.

Bezüglich des Stichtags (31.8.2015) hat das Verwaltungsgericht Freiburg – allerdings in einem

anderen Zusammenhang – entschieden, dass es auf das Datum des Asylgesuchs, nicht das des

förmlichen Asylantrags ankomme (Beschluss v. 20.1.2015, Az.: 6 K 2967/15). Begründet wird

dies unter anderem damit,  dass es in dieser Zeit  aufgrund der hohen Flüchtlingszahlen zu

extremen  Verzögerungen  bei  der  Entgegennahme  des  förmlichen  Asylantrags  kam.  Diese

Verzögerungen lagen außerhalb des Verantwortungsbereichs des einzelnen Geflüchteten und

dürften  ihm  deshalb  nicht  zu  seinem  Nachteil  gereichen.  Das  Oberverwaltungsgericht

Niedersachsen und das Bundesinnenministerium orientieren sich dagegen strikt am Wortlaut,

der eben nicht von Asylgesuch, sondern Asylantrag spreche. Sollte in Baden-Württemberg eine

Ausbildungsduldung mit diesem Argument verweigert werden, ist es den Versuch wert, gegen



die Ablehnung gerichtlich vorzugehen, wenn das Asylgesuch vor dem Stichtag gestellt wurde

und die sonstigen Voraussetzungen für eine Ausbildungsduldung erfüllt sind.

Nach der Ausbildung

Wird die  Ausbildung erfolgreich  abgeschlossen,  besteht  nach  §  18a Abs.  1a  AufenthG ein

Anspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis, wenn alle Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Dazu

zählen auch die für jede Aufenthaltserlaubnis geltenden Bedingungen des § 5 Abs. 1 AufenthG,

also z.B. die geklärte Identität oder die Erfüllung der Passpflicht.

Die Aufenthaltserlaubnis ist auf zwei Jahre befristet, kann aber natürlich (!) verlängert werden.

Im Idealfall erfolgt eine unmittelbare Weiterbeschäftigung im Ausbildungsbetrieb. Das ist aber

nicht  zwingend.  Arbeitgeber  kann auch  ein  anderes  Unternehmen sein.  Die  Beschäftigung

muss aber bei  erstmaliger Erteilung der Aufenthaltserlaubnis  der erworbenen Qualifikation

entsprechen. Findet der Betroffene nach erfolgreicher Ausbildung keinen Arbeitsplatz,  wird

einmalig für sechs Monate eine Duldung zur Suche eines Arbeitsplatzes, der der beruflichen

Qualifikation entspricht, erteilt (§ 60a Abs. 2 Satz 10 AufenthG). Auf diese Duldung besteht ein

Anspruch. Ist die Jobsuche erfolgreich, wird auch hier eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18a

Abs.  1a  AufenthG  erteilt.  Mit  Erteilung  der  Aufenthaltserlaubnis  ist  der  sogenannte

"Spurwechsel", also der Wechsel von der „Asylspur" in die Spur eines legalen und gesicherten

Aufenthalts zum Zwecke der Beschäftigung perfekt.






















